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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen aus 
dem im Jahr 1975 vor Kap Otranto/Italien 
gesunkenen jugoslawischen Frachter „Cavtat" 
in zunehmendem Maß hochgiftiges Bleitetra- 
äthyl ins adriatische Meer freigesetzt wird, und 
ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
im Hinblick auf die ernste Gesundheitsgefahr 
durch das freigesetzte Bleitetraäthyl, deutsche 
Urlauber und deutsche Reiseuntemehmen vor 
dem Abschluß von Reiseverträgen an die 
Adria zu warnen, nachdem die in der Ant- 
wort der Bundesregierung auf meine Anfrage 
vom 18. Juni 1975 erwähnte Zusage der italie- 
nischen Regierung, den Giftstoff umgehend 
bergen zu lassen, nicht edngehalten worden ist? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 21. Oktober 


Die in Ihrer Frage angesprochenen Pressemeldungen treffen nach 
Kenntnis der Bundesregierung insoweit zu, als aus zumindest 
einem der Stahlfässer, die sich an Bord der „Cavtat" befinden, 
Blei-Tetraäthyl entwichen ist. Die Ursache dieser Beschädigung 
(Korrosion oder Beschädigung beim Sinken des Schiffs) ist unbe- 
kannt. Ob mehr als ein Faß beschädigt und ob in naher Zukunft 
mit dem Durchrosten von Fässern zu rechnen ist, so daß von einer 
Freisetzung von Blei-Tetraäthyl in zunehmendem Maße gespro- 
chen werden kann, vermag die Bundesregierung nicht zu beur- 
teilen. Sie steht dieserhalb mit der italienischen Regierung in 
ständigem Kontakt, 

Die italienische Regierung hat versichert, daß die Situation lau- 
fend beobachtet werde. Nach einem gemeinsamen Kommunique 
der Minister für Justiz, Gesundheit, Handelsmarine und Land- 
wirtschaft sowie des Staatssekretärs im Präsidialamt vom 
17. September 1976 drohe für die nächste Zeit keine Vergiftungs- 
gefahr durch Korrosion der Behälter. Insbesondere bestehe keine 
Gefahr für den Badebetrieb in den umliegenden Gewässern. 

Die Bundesregierung ist sich der Gefahr bewußt, die der Meeres- 
umwelt in der Adria droht und unternimmt ihrerseits alles, um 
auf eine rasche Beseitigung der Gefahr zu drängen. 

Die Frage, ob deutsche Urlauber und Reiseunternehmen vor dem 
Abschluß von Verträgen über Reisen an die Adria gewarnt wer- 
den sollen, stellt sich nach Ansicht der Bundesregierung zumin- 
dest im Augenblick noch nicht. Die Badesaison ist für dieses 
Jahr in Süditalien zu Ende. Deutsche Badegäste halten sich gegen- 
wärtig dort nicht auf. überdies hat die Bundesregierung aus den 
Gesprächen in jüngster Zeit den Eindruck gewonnen, daß die 
italienischen Behörden angesichts der Berichte in der internatio- 
nalen Presse, die einen schädlichen Einfluß auf den Fremdenver- 
kehr haben könnten, bemüht sind, die Gefahr der Meerwasser- 
vergiftung zu bannen. 
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2. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft e.s zu, daß die Deutschen in der Tsche- 
choslowakei gedrängt wurden, ihre Namen 
und Vornamen tschechisch verfremden zu las- 
sen, und was hat die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — gegen diese menschenrechts- 
widrige Maßnahme der Prager Machthaber 
unternommen? 


3. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die tschechoslowakische Regierung zu ver- 
anlassen, den in der Tschechoslowakei immer 
noch nicht veröffentlichten Briefwechsel über 
die Ausreisemöglichkeiten für Deutsche, der 
Bestandteil des deutsch-tschechoslowakischen 
Vertrags ist, endlich offiziell bekanntzuma- 
chen, um dem auf Ausreisewillige ausgeübten 
Druck zu begegnen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 13. Oktober 

Nach Kenntnis der Bundesregierung trifft es zu, daß das tsche- 
choslowakische Innenministerium im Jahr 1959 eine Verordnung 
erlassen hat, derzufolge Auszüge aus den Personenstandsregi- 
stern grundsätzlich nur noch in tschechischer oder slowakischer 
Sprache erteilt werden sollen, auch wenn diese noch in einer an- 
deren Sprache geführt werden. Vielfach wird dies offenbar von 
den zuständigen Behörden in der Weise angewendet, daß auch 
Namen in eine tschechische oder slowakische Form gebracht wer- 
den. Eine durchgängige Praxis besteht jedoch nach Kenntnis der 
Bundesregierung nicht. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, in dieser Frage 
auf die tschechoslowakische Praxis Einfluß zu nehmen, da die 
CSSR die erwähnte Regelung als ihrem innerstaatlichen Bereich 
zugehörig betrachtet und sich darauf berufen kann, daß die be- 
troffenen Personen nach tschechoslowakischem Recht tschechoslo- 
wakische Staatsangehörigkeit besitzen. 

Zur Beantwortung Ihrer weiteren Frage weise ich darauf hin, 
daß der Text des deutsch-tschechoslowakischen Vertrags und der 
dazugehörige Briefwechsel im tschechoslowakischen Gesetzblatt 
vom 18. Oktober 1974 veröffentlicht wurde. 


4. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu (Bericht der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 22. Sep- 
tember 1976), daß die 180 000 Siebenbürger 
Sachsen überwiegend in den freien Teil 
Deutschlands ausreisen wollen, da sie das 
Ende ihrer Lebensmöglichkeiten als geschlos- 
sene Volksgruppe wegen der de facto von 
Rumänien betriebenen Assimilierungspolitik 
gekommen sehen, und was hat die Bundes- 
regierung getan, um den Deutschen in Rumä- 
nien zu den für ein Fortbestehen notwendigen 
Menschen- und Volksgruppenrechten zu ver- 
helfen oder aber ihre ungehinderte Ausreise 
sicherzustellen? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 26. Oktober 

Die Bundesregierung kann die von Ihnen zitierte Schlußfolgerung 
nicht bestätigen. Die dem Deutschen Roten Kreuz vorliegenden 
Ausreisewünsche sind zahlenmäßig sehr viel beschränkter und 
rechtfertigen keinesfalls eine so weitreichende Annahme. 

Zu Ihrer Frage nach den Minderheitenrechten für die Deutschen 
in Rumänien ist darauf hinzuweisen, daß nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Rumänien die verfassungsrechtlichen Grund- 
lagen für die Gleichberechtigung und die kulturelle Eigenständig- 
keit der Deutschen bestehen und auch genutzt werden. 

Die Bundesregierung hat sich, wie sie bereits wiederholt in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages dargeiegt hat, in der 
Vergangenheit gegenüber der rumänischen Regierung laufend 
für eine großzügigere Haltung in den Bereichen der Familien- 
zusammenführung und eines ungehinderten Besuchsreisever- 
kehrs in beiden Richtungen eingesetzt. Sie wird Ausreise- 
Wünsche auch in Zukunft nachdrücklich unterstützen. 


5. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung darüber informiert, 
daß entgegen der KSZE-Schlußakte von Hel- 
sinki aussiedlungswillige Rumänen deutscher 
Volkszugehörigkeit ihren Arbeitsplatz ver- 
lieren, wenn sie Anträge auf Aussiedlung 
stellen, und ist sie bereit, unter Berufung auf 
die Schlußakte mit der rumänischen Regierung 
zu verhandeln, damit Volksdeutschen nicht 
weiterhin Schaden aus ihrem Aussiedlungs- 
begehren entsteht? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 13. Oktober 

Die Bundesregierung ist besorgt darüber, daß in letzter Zeit in 
einer Anzahl von Fällen Deutsche in Rumänien, die sich um 
Ausreise bemühen, aus ihrem Arbeitsverhältnis entlassen wor- 
den sind. 

Dies steht nicht im Einklang mit den Beschlüssen von Helsinki, 
in denen die Teilnehmerstaaten bestätigt haben, „. . . daß die 
Einreichung eines Gesuchs betreffend Familienzusammenführung 
zu keiner Veränderung der Rechte und Pflichten des Gesuch- 
stellers oder seiner Familienmitglieder führen wird". 

Die Bundesregierung hat auch unter Hinweis hierauf ihre Be- 
sorgnis über die Entlassung zahlreicher deutscher Lehrer in 
Rumänien der rumänischen Seite gegenüber nachdrücklich zum 
Ausdruck gebracht. 


6. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wie ist der deutsche Wortlaut der Note bzw. 
des Briefs der britischen Regierung über die 
Behandlung deutscher Staatsangehöriger in 
Großbritannien in Zusammenhang mit dem 
Konsularabkommen Großbritanniens mit der 
DDR, dessen englischer Wortlaut im Hansard 
am 17. Juni 1976 veröffentlicht wurde? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. Oktober 

Der englische Text des Briefs des britischen Botschafters in der 
Bundesrepublik Deutschland an den Bundesminister des Auswär- 
tigen vom 5. Mai 1976 wurde im „Hansard" veröffentlicht. Dem 
englischen Original war folgende deutsche Übersetzung beige- 
fügt: 

„Britische Botschaft Bonn 5. Mai 1976 

Seiner Exzellenz 
Herrn Hans Dietrich Genscher 
Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 

53 Bonn 

Adenauerallee 99 — 103 
Exzellenz! 

In Beantwortung Ihrer Anfrage habe ich die Ehre, Sie zu unter- 
richten, daß ein Konsularvertrag zwischen dem Vereinigten 
Königreich und der Deutschen Demokratischen Republik am 
4. Mai 1976 unterzeichnet wurde. 

Ich bin beauftragt, Ihnen im Namen der Regierung Ihrer Maje- 
stät zu erklären, daß dieser Vertrag nicht die Befugnis der 
Konsularbeamten der Bundesrepublik Deutschland im Vereinig- 
ten Königreich berührt, im Rahmen des Konsularvertrags zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und dein Vereinigten 
Königreich vom 30. Juli 1956 alle Deutschen gemäß Artikel 116 
des Grundgesetzes weiterhin konsularisch zu betreuen, die dies 
verlangen. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner ausgezeich- 
neten Hochachtung 

Oliver Wright". 


7. Abgeordneter 

Dr. Kreile 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß auf der Expertenkonferenz in 
Paris, die zu einem Entwurf der UNESCO zur 
„Gewährleistung des freien demokratischen 
Zugangs zur Kultur für die Allgemeinheit und 
ihrer aktiven Teilnahme am kulturellen Leben 
der Gesellschaft" Stellung nehmen sollte, die 
staatliche Zensur des künstlerischen Schaffens 
für legal und sogar für notwendig erklärt 
wurde, daß die westlichen Länder ihrerseits 
den Begriff der Freiheit nicht einmal in die 
Debatte einführten und sich beim Schlußvotum 
der Stimme enthielten, und welche Haltung hat 
mit welcher Begründung die deutsche Seite 
eingenommen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 10. November 

Es trifft zu, daß im April dieses Jahrs eine von der UNESCO 
einberufene Konferenz von Experten zu dem Entwurf einer Emp- 
fehlung zur „Gewährleistung des freien demokratischen Zugangs 
zur Kultur für die Allgemeinheit und ihrer aktiven Teilnahme 
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am kulturellen Leben der Gesellschaft" Stellung genommen hat. 
Dabei ist, insbesondere von Teilnehmern aus den osteuropäi- 
schen Staaten und der Dritten Welt, die staatliche Zensur des 
künstlerischen Schaffens für legal und sogar für notwendig er- 
klärt worden. Demgegenüber konnten sich die westlichen Teil- 
nehmer nach dem Bericht des von der Bundesregierung benann- 
ten Experten Professor Dr. Eike Haberland, Direktor des Probe- 
n us-Instituts der Universität Frankfurt, mit der von ihnen ver- 
tretenen Konzeption individueller Freiheit in Kunst und Kultur 
trotz zahlreicher Abänderungsanträge — allein von deutscher 
Seite wurden 25 Anträge eingebracht — nicht durchsetzen. So 
verfiel auch ein von dem deutschen Teilnehmer unterstützter 
belgisch-schwedischer Antrag, keine Zensur zuzulassen, der Ab- 
lehnung. 

Bei dem Abstimmungs verhalten zum Gesamtentwurf durfte nicht 
übersehen werden, daß seine Forderungen nach freiem Zugang 
zur Kultur und Beteiligung aller am kulturellen Leben der Ge- 
sellschaft — im Westen seit langem unbestrittenes Gemeingut -- 
für viele Länder der Dritten Welt noch nicht erfüllt sind. Eine 
Ablehnung des Gesamtentwurfs hätte auch positive Entwick- 
lungen betroffen. 

Nach Absprache unter den Vertretern der Neun enthielten wir 
uns mit diesen und anderen westlichen Teilnehmern (Belgien, 
Frankreich, Großbritannien, Niederlande sowie Argentinien, 
Finnland, Kanada, Neuseeland, Norwegen, Schweden und 
Schweiz) der Stimme, Da von den 60 an der Expertenkonferenz 
beteiligten Staaten 24 sich an der Abstimmung nicht beteiligten 
und es keine Gegenstimme gab, wurde der Entwurf mit den 24 
verbleibenden Stimmen insbesondere des Ostblocks und der 
arabischen Staaten — - also mit den Stimmen von rund 40 v. H. 
der Teilnehmer — angenommen. 

Bei der endgültigen Beratung des Entwurfs auf der z. Z. in 
Nairobi tagenden 19. Generalkonferenz der UNESCO wird der 
auf dem Pariser Expertentreffen nur knapp unterlegene Antrag 
auf Abschaffung der Zensur erneut gestellt werden. 

In seiner Grundsatzrede zu Beginn der Generalkonferenz hat 
der Leiter der Delegation der Bundesrepublik Deutschland, 
Staatssekretär Dr. Peter Hermes, unsere Einstellung zu Mei- 
nungsfreiheit und Zensur wie folgt bekräftigt: 

„Die Förderung des freien Austausches von Ideen durch Wort 
und Bild ist eine der Aufgaben, die die UNESCO nach Artikel 1 
ihrer Verfassung hat. Nur solange diese Klausel auch unzwei- 
deutig in der Praxis angewendet wird, können wir in der 
UNESCO in der gleichen Weise wie bisher auf diesem Gebiet 
mitarbeiten." 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß durch die auf dem Gebiet der 
„DDR" in den Fluß geleiteten salzhaltigen Ab- 
wässer die Werra inzwischen biologisch tot ist 
und der Oberweser das gleiche Schicksal droht, 
wenn nicht unverzüglich Abhilfe geschaffen 
wird, und was hat — bejahendenfalls — - die 
Bundesregierung im einzelnen unternommen, 
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lim die Gefahr für die Weser abzuwenden und 
Ost-Berlin zu einem Verhalten zu veranlassen, 
das auch für die Werra eine Regeneration er- 
möglicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 21. Oktober 

Die Versalzung der Werra und damit auch der Weser ist im 
Rahmen der weiterhin angestrebten Umweltverhandlungen mit 
der DDR ein vordringliches Problem. Die hohe Salzbelastung in 
der Werra, die dort zur Beseitigung der Süßwasserorganismen 
geführt hat und sich auch auf die Oberweser ökologisch ungünstig 
auswirkt, ist nämlich überwiegend auf die Einleitung großer 
Mengen salzhaltiger Abwässer in Werra und Ulster auf dem 
Gebiet der DDR zurückzuführen. 

Die Umweltverhandlungen sind bisher leider über eine Ge- 
sprächsrunde nicht hinausgekommen. Auch die daneben von der 
Bundesregierung angestrebten Verhandlungen mit der DDR über 
eine Gewässervereinbarung konnten bisher nicht aufgenommen 
werden. Die Bundesregierung hält solche Verhandlungen für not- 
wendig zur Lösung des Problems der Werraversalzung und wird 
sich weiter um sie bemühen. 


9. Abgeordneter Warum sehen die „Rahmenrichtlinien für den 
Elchlepp behördlichen Katastrophenschutz in der Um- 

(SPD) gebung kerntechnischer Anlagen" nicht vor, 

daß die Katastrophenalarmpläne mit allen 
Einzelmaßnahmen der betroffenen Öffentlich- 
keit vor dem Eintritt einer Gefahrenlage be- 
karmtzumachen und entsprechende Übungen 
mit der Bevölkerung regelmäßig abzuhalten 
sind, da doch nach diesen Richtlinien die vor- 
sorgliche Räumung eines gefährdeten Gebiets 
nach einem sehr umfangreichen Evakuierungs- 
plan durchzuführen ist und dieser nur dann 
reibungslos und ohne Panikgefahr befolgt wer- 
den kann, wenn die Bevölkerung hinsichtlich 
seiner Anforderungen vorsorglich unterrichtet 
und ihr z. B. die Transport- und Fluchtwege, 
die Notunterkünfte, die Ausgabestelle für Arz- 
neien oder die Betreuungsstellen für Evaku- 
ierte bekannt sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 18. November 


Eine Veröffentlichung der konkreten und detaillierten Katastro- 
phenschutzpläne für die einzelnen kerntechnischen Anlagen ist 
nicht vorgesehen, damit es nicht zu einer mißbräuchlichen Ver- 
wendung kommen kann. Bei einer Veröffentlichung könnte nicht 
ausgeschlossen werden, daß bei einem Sabotageversuch an einer 
bestimmten kerntechnischen Anlage Maßnahmen, die in dem 
Katastrophenschutzplan dargestellt sind, böswillig beeinträchtigt 
oder verhindert werden. 
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Es erscheint auch nicht zweckmäßig, der Bevölkerung z. B. die in 
den Katastrophenschutzplänen enthaltenen Namen der dienstha- 
benden Beamten bei Polizei und Feuerwehr sowie die Rufnum- 
mern, unter denen Hilfsdienste, Rettungsdienste und Hilfsein- 
richtungen im Notfall alarmiert werden können, mitzuteilen. Eine 
Veröffentlichung dieser Pläne würde im Einsatzfall mit Sicher- 
heit die Anschlüsse der benötigten Hilfseinrichtungen blockieren. 

Dagegen ist vorgesehen, daß die Bevölkerung über alle für sie 
unmittelbar wichtigen Maßnahmen unterrichtet wird. Als Bei- 
spiele seien genannt: Einschalten eines bestimmten Rundfunk- 
senders bei Alarmierung; Schließen von Fenstern und Türen, 
wenn der Aufenthalt im Haus empfohlen wird; Beachtung der 
behördlichen Anweisung für den Grenzfall einer Räumung. Die 
Unterrichtung der Bevölkerung über solche Maßnahmen und die 
angemessene Beteiligung an entsprechenden Eibungen werden in 
meinem Hause in Eibereinstimmung mit den für die Vorberei- 
tung und Durchführung von Katastrophenschutzmaßnahmen zu- 
ständigen Länderbehörden als wichtige Aufgabe angesehen. Es 
ist ferner beabsichtigt, die „Rahmenempfehlungen für den Kata- 
strophenschutz in der Umgebung kerntechnischer Anlagen" in 
der durch Dosisrichtwerte ergänzten Fassung herauszugeben. 

An Vollübungen mit der Bevölkerung, etwa Evakuierung von 
Stadtteilen, Ausgangssperren oder dergleichen, ist nicht gedacht, 
weil die extrem geringe Wahrscheinlichkeit der Notwendigkeit 
solcher Maßnahmen — vergleichbar etwa der Wahrscheinlichkeit 
eines Meteoreinschlags — die damit verbundene Beunruhigung 
der Bevölkerung nicht gerechtfertigt. Es ist vielmehr ein Simula- 
tionsprogramm entwickelt worden, mit dessen Hilfe der Ablauf 
von Räumungsübungen dargestellt und überprüft werden kann. 

Übungen der Katastrophenschutzdienste finden regelmäßig statt, 
ebenso interne Übungen kerntechnischer Anlagen. 

Im Rahmen des koordinierten Forschungsprogramms zur Not- 
fallschutzplanung wird im Auftrag meines Hauses im Zusammen- 
hang mit der Durchführbarkeit und der Wirksamkeit von Not- 
fallschutzmaßnahmen auch die Frage der Information und des 
Verhaltens der Bevölkerung im Notfall untersucht. Ziel dieser 
Untersuchung ist, die z. Z. noch unterschiedliche Praxis der 
Unterrichtung der Bevölkerung so zu verbessern, daß mit vor- 
sorglicher Unterrichtung über geplante Maßnahmen und erwar- 
tete Verhaltensweisen in Verbindung mit einem wirksamen 
Alarmierungs- und Informationssystem für den Notfall die opti- 
male Schutzwirkung erreicht wird. 

Schließlich weise ich noch auf das vom Bayerischen Staatsmini- 
sterium des Innern herausgegebene Faltblatt zur Unterrichtung 
der Bevölkerung in der Umgebung des Kernkraftwerks Gund- 
remmingen hin, das die wichtigsten Informationen für den Ge- 
fahrenfall kurz zusammenfaßt. Es ist beabsichtigt, auch den übri- 
gen Bundesländern ein entsprechendes Vorgehen zu empfehlen. 


10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
Elchlepp daß die reibungslose Durchführung der Kata- 

(SPD) Strophenschutzmaßnahmen und die Vermei- 

dung bzw. Minderung von Paniksituationen, 
ferner die Garantie, daß Schutzmaßnahmen 
vor Strahlungen, z. B. die rechtzeitige Ein- 
nahme von Jodid-Tabletten, bei Abwägung der 
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Interessen Vorrang vor der Befürchtung einer 
mißbräuchlichen Benutzung der Katastrophen- 
abwehrpläne durch Privatpersonen haben 
sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 18. November 


Die Bundesregierung hält die Aufklärung und eine Verbesserung 
der Unterrichtung der im Gefahrenfall Betroffenen über die ein- 
zelnen Schutzmaßnahmen für notwendig; sie ist jedoch der Mei- 
nung, daß die Veröffentlichung der detaillierten Katastrophen- 
schutzpläne hierfür weder notwendig noch das geeignete Mittel 
ist. Jodidtabletten werden bei den in den Katastrophenschutz- 
plänen vorgesehenen Stellen gelagert und im Bedarfsfall von den 
Katastrophenschutzbehörden an die Bevölkerung ausgegeben. 


11. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß ehemaligen Häft- 
lingen, die wegen Beihilfe zur Flucht aus der 
„DDR" verurteilt worden waren, Leistungen 
auf Grund des Häftlingshilfegesetzes verwei- 
gert werden, und wird — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung — notfalls durch Vorlage 
eines Entwurfs zur Änderung des Häftlings- 
hilfegesetzes — dafür sorgen, daß Hilfe zur 
Überwindung von Unrecht nicht auch noch im 
freien Teil Deutschlands Nachteile mit sich 
bringt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 21. Oktober 


Nach § 1 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes erhalten deutsche 
Staatsangehörige und deutsche Volkszugehörige Leistungen nach 
diesem Gesetz, wenn sie u. a. im Gebiet der DDR „aus politi- 
schen und nach freiheitlich-demokratischer Auffassung von ihnen 
nicht zu vertretenden Gründen in Gewahrsam genommen wur- 
den". 

Nach der Praxis der für die Anwendung dieser Vorschrift zu- 
ständigen Landesbehörden besteht der Leistungsanspruch nach 
einer Haft wegen gewerbsmäßiger Fluchthilfe nicht, weil der 
Betroffene das Risiko des Freiheitsentzugs um seines materiellen 
Vorteils willen auf sich genommen hat. Bei nichtgewerbsmäßiger 
Fluchthilfe hingegen wird davon ausgegangen, daß der Betrof- 
fene den Haftgrund nicht zu vertreten hat und somit anspruchs- 
berechtigt ist. 

Zu dieser Behandlung der nichtgewerbsmäßigen Fluchthilfe lie- 
gen aus letzter Zeit abweichende Urteile von Oberverwaltungs- 
gerichten vor, gegen die in zwei Fällen das Bundesverwaltungs- 
gericht angerufen worden ist. Erst nach dessen Entscheidung 
kann die Bundesregierung zu der Frage Stellung nehmen, ob 
eine Änderung des Häftlmgshilfegesetzes geboten erscheint. 
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Trifft es zu, daß der Chefredakteur der SEW- 
Zeitung „Die Wahrheit" einen hohen Ostber- 
liner Orden angenommen hat, ohne daß die 
nach dem Ordensgesetz dafür notwendige Ge- 
nehmigung des Bundespräsidenten vorliegt, 
und welche Schlußfolgerungen zieht die Bun- 
desregierung aus der Nichtbeachtung des gel- 
tenden Ordensrechts durch die Kommunisten 
im Land Berlin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 19. Oktober 


12. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


Der Bundesregierung sind Pressemeldungen bekannt, wonach 
dem Chefredakteur der SEW-Zeitung „Die Wahrheit", Hans 
Mahle, vom Staatsratsvorsitzenden der DDR der Orden „Stern 
der Völkerfreundschaft in Gold" verliehen worden ist. Eine An- 
nahmegenehmigung nach § 5 des Gesetzes über Titel, Orden und 
Ehrenzeichen ist Herrn Mahle nicht erteilt worden. An den 
bloßen Erwerb eines Ordens der DDR knüpft das Ordensgesetz 
allerdings keine rechtlichen Folgen. Wird jedoch ein Orden der 
DDR ohne eine Annahmegenehmigung des Bundespräsidenten 
hier getragen, so geschieht dies unbefugt im Sinne von § 15 
Abs. 1 Nr. 1 des Ordensgesetzes. Die Tat kann als Ordnungs- 
widrigkeit mit einer Geldbuße bis 10 000 DM gehandelt werden. 
Die Verfolgung obliegt den Landesbehörden. 


13. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Einhei- 
ten des erweiterten Katastrophenschutzes nicht 
mehr einsatzbereit sind, weil das Fernmelde- 
amt Traunstein den Betrieb von Sprechfunk- 
geräten seit Erlaß des Katastrophenschutzge- 
setzes zwischen dem Bundesminister des In- 
nern und dem Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen wegen der Zahlung der 
Gebühren verboten hat, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um die Einsatzbereit- 
schaft des Katastrophenscbutzes sofort wieder 
herzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 22. Oktober 


Ihre Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen wie folgt: 

Zwischen dem Bundesministerium des Innern und dem Bundes- 
ministerium für das Post- und Fernmeldewesen finden zur Zeit 
Verhandlungen über die Errichtung und den Betrieb von Funk- 
anlagen für den Katastrophenschutz statt. Es zeichnet sich eine 
baldige Einigung ab. 

Die Bundesregierung hat sichergestellt, daß Beeinträchtigungen 
im Funkwesen des Katastrophenschutzes (Bundesanteil) umge- 
hend abgestellt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


14. Abgeordneter Ist es nach Ansicht der Bundesregierung ge- 
Dr. Jens rechtfertigt, daß die Versicherungsunterneh- 

(SPD) men ihre Prämiensätze für Hausratsversiche- 

rungen noch in diesem Monat um etwa 20°/o 
anheben, und was gedenkt sie gegebenenfalls 
dagegen zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 19. Oktober 

Viele Versicherer arbeiten zur Zeit in der Hausratversicherung 
mit Verlust und bemühen sich darum, die entsprechenden Tarife 
zu erhöhen. Das bedeutet, daß sie neue Verträge nur noch zu 
höheren als den bisherigen Prämien abschließen. Für bestehende 
Verträge bleibt es hingegen bei der bisherigen Prämie, wenn 
der Versicherungsnehmer nicht freiwillig — etwa wegen Unter- 
versicherung — einer Vertragsänderung zustimmt. Denn anders 
als etwa in der Kraftfahrtversicherung enthalten die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen in der Hausratversicherung keine 
Prämienanpassungsklausel, die zur einseitigen Prämienänderung 
berechtigen könnte. Allerdings kann der Versicherer zum Ver- 
tragsablauf kündigen und dem Kunden einen neuen Vertrag zum 
höheren Beitrag anbieten. 

Die Hausratversicherungsprämien der verschiedenen Versiche- 
rer sind nicht einheitlich. Entsprechend beabsichtigen nicht alle 
Versicherer eine Prämienerhöhung, auch sind die Erhöhungssätze 
unterschiedlich. Die Einzelheiten der Kalkulation der Versicherer 
sind der Bundesregierung nicht bekannt, weil keine Genehmi- 
gungspflicht besteht. 

Es bleibt abzuwarten, inwieweit der Markt höhere Prämien zu- 
läßt. Der Verbraucher sollte sich vor Vertragsabschluß sorgfältig 
über die Prämien der verschiedenen Versicherer unterrichten. 
Er wird dabei Preisunterschiede feststellen und kann daraus 
seine Folgerungen ziehen. 


15. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, wonach Ermittlern - 
Hansen gen bei deutschen Geldinstituten eine Kosten- 

(SPD) spanne zwischen 8 DM und 256 DM im Jahr 

für die Führung eines „Musterkontos " erge- 
ben haben, und welche Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung gegen überhöhte Bu- 
chungsgebühren für Lohn- und Gehaltskonten 
einzuleiten, wenn davon ausgegangen werden 
kann, daß nach Angaben der Bankenverbände 
die Führung eines Lohn- und Gehaltskontos 
zwischen 50 DM und 100 DM Unkosten im 
Jahr verursacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 19. Oktober 

Die Bundesregierung kann die Angaben in Presseveröffentlichun- 
gen über die von Kreditinstituten für die Führung von „Muster- 
konten" pro Jahr geforderten Gebühren nicht nachprüfen. 
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Die Bundesregierung sieht es auch nicht als ihre Aufgabe an, auf 
die Kostenkalkulation der Kreditinstitute für Lohn- und Gehalts- 
konten Einfluß zu nehmen oder sie zu kontrollieren. Die Bundes- 
regierung vertraut darauf, daß der Wettbewerb zwischen den 
Banken um die Einleger die Geldinstitute davon abhält, unange- 
messen hohe Gebühren zu verlangen. In dieser Auffassung sieht 
sie sich dadurch bestätigt, daß einzelne Institute in der Vergan- 
genheit eingeführte Gebühren aufgehoben, andere von jeher 
auf derartige Gebühren verzichtet haben. Äußerungen aus der 
Kreditwirtschaft belegen, daß die Kunden zunehmend kosten- 
bewußter geworden sind. 

Hierzu trägt die von der Bundesregierung erlassene Verordnung 
über Preisangaben vom 10. Mai 1973 wesentlich bei. Sie erleich- 
tert den Bankkunden den Preisvergleich. Alle Kreditinstitute 
sind nach der Verordnung verpflichtet, die für ein Lohn- und 
Gehaltskonto typischen Kosten in einer tabellarischen Zusam- 
menstellung in den Geschäftsräumen aufzuhängen. Damit hat 
die Bundesregierung eine Voraussetzung für den intensiven 
Wettbewerb geschaffen, der es rechtfertigt, von weiteren staat- 
lichen Maßnahmen abzusehen. 


16. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Gellersen) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
die im Bundesvermögen befindlichen, von der 
Industrieverwaltungsgesellschaft Bad Godes- 
berg verwalteten, ehemaligen Schickert & Co. 
Werke in Bad Lauterberg (308 000 qm) in ihrem 
seit 30 Jahren unveränderten Zustand ein be- 
sonders unerfreuliches Hindernis in der Ent- 
wicklung des Heilbads Bad Lauterberg sind, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese insbesondere für die Entwicklung 
des Fremdenverkehrs untragbaren Zustände zu 
beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 19. Oktober 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß der zum Liegen- 
schaftsvermögen der Industrieverwaltungsgesellschaft mbH 
(IVG), Bonn-Bad Godesberg, gehörende Gebäudekomplex eines 
ehemaligen Rüstungsbetriebs in Bad Lauterberg nicht in einem 
derart desolaten Zustand in einem Kurort belassen werden kann. 

Die Stadtverwaltung hat vor einigen Wochen die ersten Kontakte 
mit dem Bundesfinanzministerium aufgenommen. Ich habe mir 
selbst das Gelände angesehen und mir die Wünsche der Stadt- 
verwaltung vortragen lassen. Das Problem liegt in der erheb- 
lichen Höhe der Abbruchkosten und in der Neuunterbringung 
der derzeitigen gewerblichen Mieter. 

Ich habe veranlaßt, daß sich das Bundesfinanzministerium ge- 
meinsam mit der IVG unverzüglich um eine für alle Beteiligten 
vertretbare Lösung bemüht. 


17. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise, in welcher Art von Fällen 
und mit welchem Erfolg hat sich die Bundes- 
regierung gemäß ihrer Verpflichtung aus § 3 
des Tarifvertrags zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Gewerkschaften vom 
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31. August 1971 darum bemüht, für die bevor- 
zugte Einstellung entlassener deutscher Arbeit- 
nehmer bei den Stationierungsstreitkräften in 
den Bundesdienst Sorge zu tragen bzw. darauf 
hingewirkt, daß diese deutschen Arbeitnehmer 
im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten 
von anderen Arbeitgebern des öffentlichen 
Dienstes bevorzugt berücksichtigt werden? 


18. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Welche Aussichten bestehen dafür, daß die 
Rechtsstellung der deutschen zivilen Arbeit- 
nehmer bei den Stationierungsstreitkräften im 
Sinne einer Angleichung an die Rechte der 
zivilen Arbeitnehmer bei der Bundeswehr, 
über den derzeitigen Status hinaus, in Neu- 
verhandlungen mit den Entsendestaaten ver- 
bessert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 19. Oktober 


Der Vereinbarung unter § 3 Abs. 3 des Tarifvertrags zur sozialen 
Sicherung der Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften 
vom 31. August 1971 liegt ein Beschluß des Bundeskabinetts zu- 
grunde, entlassene deutsche Arbeitnehmer der Stationierungs- 
streitkräfte bevorzugt in den Bundesdienst einzustellen. Auch 
die Konferenz der Innenminister (-Senatoren) der Länder hatte 
auf Bitte der Bundesregierung einen entsprechenden Beschluß 
gefaßt. Aus Anlaß des Inkrafttretens des Tarifvertrags hat die 
Bundesregierung die obersten Bundesbehörden sowie die Innen- 
minister der Länder erneut auf dieses soziale Anliegen hinge- 
wiesen und hierzu mit der Bundesanstalt für Arbeit, den Ländern 
und den kommunalen Arbeitgebern die nachstehenden Verfah- 
rensgrundsätze abgesprochen. 

1. Das Bundesministerium für Finanzen meldet der Hauptstelle 
der Bundesanstalt für Arbeit (BfA) alle Entlassungsfälle i. S. 
des § 2 Ziffer 1 des Tarifvertrags soziale Sicherung. Die 
Hauptstelle der BfA leitet die Meldungen den zuständigen 
Landesarbeitsämtern und Arbeitsämtern zu. 

2. Die Dienststellen der BfA treten, sobald Entlassungen von 
Arbeitnehmern bei den Stationierungsstreitkräften bekannt 
werden, initiativ an die Behörden und Verwaltungen ihres 
Bereichs heran und bitten diese, ihren personellen Bedarf 
mitzuteilen. Die Möglichkeiten der überbezirklichen Arbeits- 
vermittlung werden voll genützt. 

Durch diese Absprachen ist sichergestellt, daß über das ganze 
Bundesgebiet hin freigestellte Arbeitskräfte der Stationierungs- 
streitkräfte den öffentlichen Körperschaften angeboten und bei 
entsprechendem Bedarf bevorzugt vermittelt werden. Von einer 
zentralen Erfassung der von Bund, Ländern und Gemeinden über- 
nommenen Arbeitnehmer wurde wegen des damit verbundenen 
Verwaltungsaufwands abgesehen. Andererseits ist mir bisher 
kein Fall bekannt geworden, in dem es bei der Anwendung der 
vorstehenden Grundsätze zu Schwierigkeiten gekommen wäre. 
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Zur Frage der Angleichung der Rechtsstellung der Arbeitnehmer 
bei den Stationierungsstreitkräften an die der zivilen Arbeit- 
nehmer bei der Bundeswehr verweise ich auf die Beantwortung 
der Kleinen Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP durch das 
hierfür zuständige Auswärtige Amt (Drucksache 7/5098 vom 
30. April 1976). 

19. Abgeordneter Welche zusätzlichen Verwaltungskosten sind 
Engelsberger den Gemeinden, Städten und Landkreisen seit 

(CDU/CSU) 1970 dadurch entstanden, daß sie neue bundes- 

gesetzliche Regelungen im übertragenen Wir- 
kungskreis durchführen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 19. Oktober 

Nach Artikel 104 a Abs. 5 des Grundgesetzes müssen der Bund 
und die Länder die bei ihren Behörden entstehenden Verwal- 
tungsausgaben tragen. Die Gemeinden sind nach unserer Ver- 
fassung Teile der Länder. Folgerichtig gewähren die Länder den 
Gemeinden im kommunalen Finanzausgleich unter anderem eine 
finanzielle Abgeltung für Verwaltungsausgaben im übertragenen 
Wirkungskreis. Ein Ausgleich durch den Bund ist verfassungs- 
rechtlich nicht vorgesehen. 

Die zusätzlichen Verwaltungskosten, die bei den Gemeinden 
durch bundesgesetzliche Regelungen im übertragenen Wirkungs- 
kreis entstehen, sind vom Bund nicht auszuweisen. 

Gemäß Artikel 84 des Grundgesetzes werden Einzelheiten des 
Verwaltungsvollzugs grundsätzlich durch die Länder geregelt. 
Außerdem haben auch die Gemeinden ihrerseits innerhalb ge- 
wisser Grenzen organisatorische Gestaltungsmöglichkeiten und 
damit Einfluß auf die Höhe der Verwaltungskosten. Die tatsäch- 
lich entstehenden Verwaltungskosten können also im voraus 
vom Bund nicht ermittelt werden. 

Aber auch im nachhinein ist es nicht sinnvoll, einzelne Kosten- 
arten zu ermitteln. Dies wäre mit unverhältnismäßig hohem 
Verwaltungsaufwand verbunden und müßte von den dafür zu- 
ständigen Ländern durch Umfrage in den Gemeinden zusammen- 
getragen werden. 

Deshalb ist in den Geschäftsordnungen der Bundesregierung und 
des Deutschen Bundestags auch eine Kostenuntergliederung in 
dieser Form nicht vorgesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für alle 
Gallus am 16. März 1976 in der Bundesrepublik 

(FDP) Deutschland gelagerten Eiweißträger (Ölschro- 

te und ölsaate) den Bauern offen oder ver- 
deckt Kaution abverlangt wurde, obwohl die 
Abgeber dieser Waren keine Kaution abge- 
führt hatten, und daß allein durch diese Lager- 
ware der Landwirtschaft ein Verlust von meh- 
reren Millionen Mark entstanden ist sowie die 
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nachträgliche Senkung des Kautionsbetrags 
von 10,40 DM auf 7,90 DM in nur ganz weni- 
gen Fällen den Bauern von Genossenschaft 
und Handel gutgeschrieben wurde, obwohl 
diese ihrerseits die entsprechenden Gutschrif- 
ten erhielten, und was kann die Bundesregie- 
rung dagegen unternehmen? 


21. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit 

Gallus dem Inkrafttreten der Kautionsregelung bis 

(FDP) zum Beginn der Beimischung von Magermilch- 

pulver in Fertigfutter Monate vergingen, und 
die von den Bauern bis dahin bezahlten Kau- 
tionen ebenfalls verloren gingen, und was wird 
die Bundesregierung unternehmen, um sicher- 
zustellen, daß die Bauern ihr über Kaution be- 
zahltes Magermilchpulver bei ihrer Genossen- 
schaft oder ihrem Händler abholen oder ver- 
rechnen können, und ist an eine Verlängerung 
der Verjährung von Ansprüchen aus Kautions- 
zahlungen der Landwirte gedacht, sowie eine 
umfassende Aufklärung der Rechte aus Kau- 
tionszahlungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. Oktober 

Die bereits im Februar 1976 einsetzende Diskussion in der Öffent- 
lichkeit über die Einführung der Kautionsregelung für eiweiß- 
haltige Waren haben die Landwirtschaft veranlaßt, sich schon 
vor dem Beginn der Regelung mit noch unbelasteter Ware einzu- 
decken. Importeure, Ölmühlen und Futtermittelindustrie haben 
den erhöhten Lieferwünschen entsprochen, so daß ihre Bestände 
an Eiweißkonzentraten am 19. März 1976 zu Beginn der Aktion 
niedriger als üblich waren. 

Die Weitergabe der Belastungen aus der Kautionsregelung 
gegenüber Landwirten erfolgt auf zwei Wegen: 

1. Nach den vorliegenden Informationen haben die Mischfutter- 
hersteller den Landwirten nur in verhältnismäßig wenig Fäl- 
len die volle Kaution in Rechnung gestellt. Hierbei dürfte 
der Vertrag im Regelfall so ausgestaltet sein, daß der Liefe- 
rant die Kaution zurückzahlt, wenn der Landwirt ihm durch 
Vorlage einer Magermilchpulver- Ankaufsbescheinigung den 
Kauf von Magermilchpulver nachweist. Es ist Sache des Land- 
wirts, wo er das Magermilchpulver bezieht. Ein unmittelbarer 
Kauf bei der Interventionsstelle kommt für ihn kaum in Be- 
tracht, weil diese Magermilchpulver nur in Mindestmengen 
von zehn Tonnen abgibt. 

2. Wegen der Schwierigkeiten bei der Weitergabe der vollen 
Kaution haben die Mischfutterhersteller in der Regel das 
Magermilchpulver selbst bei der Interventionsstelle gekauft 
und nur die sich aus der Kautionsregelung ergebende Netto- 
belastung in dem Endpreis der Mischfutter an die Landwirte 
weitergegeben; die Nettobelastung ist deshalb aus dem End- 
preis in der Regel nicht ersichtlich. Die Nettobelastung ent- 
spricht pauschal dem Unterschied zwischen dem Kaufpreis für 
das Magermilchpulver (Abgabepreis der Interventionsstelle), 
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zuzüglich Denaturierungskosten, und dem Verwendungswert. 
Der Verwendungswert hängt ab von dem Preis für andere 
Proteinfutterstoffe, insbesondere Sojaschrot. Die Preise für 
diese Futterproteine sind seit Beginn der Kautionsregelung 
am Weltmarkt zeitweise stark gestiegen. Die Belastung der 
Futtermittel wechselte folglich mit den schwankenden Protein- 
preisen. 

Unter welchem der vorgenannten Verfahren die Landwirte 
ihre Futtermittel eingekauft haben, ergibt sich jeweils aus 
dem Kaufvertrag. Von dem Rechtsverhältnis hängt auch ab, 
ob und gegebenenfalls welche Ansprüche die Landwirte 
gegen Lieferanten haben. Soweit nicht vertraglich andere 
Fristen vereinbart sind, gilt für Ansprüche aus den von mir 
vorstehend dargelegten Fallgruppen die regelmäßige Ver- 
jährungsfrist von dreißig Jahren. 

Im Rahmen der Kautionsregelung ist Magermilchpulver erst- 
mals am 8. April 1976 von der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fette ausgeliefert worden. Die Verwendung des Magermilch- 
pulvers in Futtermitteln lief nur zögernd an. Die Ursachen 
hierfür lagen vor allem im Bereich des Futtermittelrechts. 
Es waren auch nicht alle Denaturierungsformeln praktikabel. 
Diese Schwierigkeiten waren jedoch nach Anpassung der Be- 
stimmungen bald überwunden. 

Ich bin stets bemüht gewesen, durch eigene Veröffentlichun- 
gen die komplizierte Kautionsregelung zu erläutern. Dazu 
sollte z. B. der Beitrag „Zur Kautionsregelung für Eiweiß- 
futtermittel“ in der Nummer 33 der Informationen des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vom 16. August 1976 beitragen. 


22. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um der 
Ausbreitung der für den Landbau gefährlichen 
Nematodenseuche künftig wirkungsvoller als 
bisher zu begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 11. Oktober 

Aus der großen Anzahl der für Pflanzen schädlichen Nematoden- 
arten besitzt der Kartoffelnematode die weitaus größte Bedeu- 
tung. Ich nehme an, daß sich Ihre Frage auf diese Nematoden 
bezieht. 

Die Bekämpfung des Kartoffelnematoden einschließlich der Ver- 
hütung seiner Ausbreitung ist durch eine von mir mit Zustim- 
mung des Bundesrats erlassene Verordnung vom 20. April 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 627) geregelt. Mit dieser Verordnung hat 
die Bundesregierung im Rahmen der Rechtsangleichung eine 
entsprechende Richtlinie der Europäischen Gemeinschaften in 
nationales Recht umgesetzt. Die Verordnung trägt dem Kenntnis- 
stand der Wissenschaft und den Erfahrungen der Praxis Rech- 
nung. 

Die Ausführung der genannten Verordnung, wie aller sich auf 
das Pflanzenschutzgesetz stützenden Verordnungen zur Bekämp- 
fung von Pflanzenkrankheiten und -Schädlingen, obliegt den 
Ländern. Gewisse Unterschiede bei der Ausführung der Verord- 
nung sind somit nicht auszuschließen. Ich werde Ihre Besorgnis 
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zum Anlaß nehmen, um bei der für Ende November/ Anfang De- 
zember 1976 vorgesehenen nächsten Besprechung mit den Pflan- 
zenschutzreferenten der Länder Ihre Frage zu erörtern. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie mir hierzu ergänzend mitteilen würden, 
auf welche Gebiete (Bundesländer) sich Ihre Frage bezieht. 

Wegen der erforderlichen Zustimmung des Bundesrats werde ich 
gemeinsam mit den Pflanzenschutzreferenten der Länder auch 
die Frage prüfen, ob und gegebenenfalls in welcher Weise die 
Verordnung zur Bekämpfung des Kartoffelnematoden im Sinne 
Ihrer Frage geändert werden sollte. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundes- 
Dr. Hupka regierung auch alleinstehenden Aussiedlem, 

(CDU/CSU) deren Familien die Ausreise noch verweigert 

wird, die Kasten für Unterkunft und Verpfle- 
gung bei auswärtiger Unterbringung zur beruf- 
lichen Fortbildung gemäß dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz erstattet, da diese von ihren Fa- 
milien getrennten Aussiedler ohnehin bereits 
für einen doppelten Haushalt Sorge tragen 
müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 18. Oktober 

Nach § 45 des Arbeitsförderungsgesetzes werden die mit der 
Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme verbundenen Unter- 
kunfts- und Verpflegungskosten nur Personen erstattet, „die 
nicht allein stehen". Der Gesetzgeber ist bei dieser Regelung 
von dem Grundsatz ausgegangen, daß es einem Alleinstehenden 
bei länger dauernden Maßnahmen mangels persönlicher Bindun- 
gen zuzumuten ist, seinen Wohnsitz an den Maßnahmeort zu 
verlegen. Nur für den Fall, daß der Teilnehmer bei Beginn der 
Bildungsmaßnahme mit seinem Ehegatten oder einer anderen 
unterhaltsberechtigten Person zusammenlebt, erschien dem Ge- 
setzgeber eine doppelte Haushaltsführung gerechtfertigt. Von 
ihrem Sinn her muß die Vorschrift auch für solche Personen 
gelten, die zwar verheiratet sind, jedoch bei Beginn der Maß- 
nahme getrennt leben. In diesem Fall ist der Mehraufwand nicht 
durch den Lehrgangsbesuch bedingt, weil die doppelte Haushalts- 
führung schon vorher bestanden hat. Von dieser allgemeinen 
Regelung kann es für Aussiedler keine Ausnahme geben. 

Ich verkenne nicht, daß diese Regelung dann eine Hälfe dar- 
steflt, wenn der Aussiedler bereits für seine Familie, die dem- 
nächst nachkommen soll, eine Wohnung gemietet hat In diesem 
Fall ist es ihm schwerlich zuzumuten, die Wohnung wegen des 
Lehrgangsbesuchs wieder aufzugeben. 

Wegen derartiger Härtefälle erörtere ich z. Z. mit der Bundes- 
anstalt für Arbeit, inwieweit eine weitergehende Auslegung des 
§ 45 des Arbeitsförderungsgesetzes möglich ist. Ich hoffe, in 
Kürze einen positiven Abschluß dieser Erörterungen zu erreichen. 
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Geschäftsbereich 


24. Abgeordneter 

Börner 

(SPD) 


25. Abgeordneter 

Börner 

(SPD) 


26. Abgeordneter 

Ahlers 

(SPD) 


27. Abgeordneter 

Ahlers 

(SPD) 


28. Abgeordneter 
Ahlers 
(SPD) 


29. Abgeordneter 

Schmidt 

(Miindten) 

(SPD) 


30. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


des Bundesministers der Verteidigung 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über das Verschwinden von Lockheed-Akten 
und Aktenkarteikarten des früheren Minist er- 
büros von Franz Josef Strauß in den Jahren 
1958 »bis 1963? 


Welche Schritte will die Bundesregierung tref- 
fen, um das Verschwinden der Akten und Kar- 
teikarten aufzuklären und die Verantwort- 
lichen gegebenenfalls zur Rechenschaft zu zie- 
hen? 


Trifft es zu, daß der frühere Bundesminister 
der Finanzen, Franz Josef Strauß, im Jahr 1966 
Akten, Doppeilexemplare und Karteikarten des 
Bundesverteidigungsministerbüros mit einem 
Möbelwagen abholen ließ, und welche Konse- 
quenzen wird die Bundesregierung gegebenen- 
falls daraus ziehen? 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß es 
sich dabei um Aktenvorgänge aus den Jahren 
der „Starfighter" -Beschaffung des damaligen 
Bundesministers der Verteidigung, Franz Josef 
Strauß, handelt, und welche Konsequenzen 
wird die Bundesregierung gegebenenfalls dar- 
aus ziehen? 


Trifft es zu, daß die im Jahr 1966 zum früheren 
Bundesminister der Finanzen, Franz Josef 
Strauß, verbrachten Akten spurlos verschwun- 
den sind, und welcher Konsequenzen wird die 
Bundesregierung gegebenenfalls daraus zie- 
hen? 


Treffen Pressemeldungen zu, daß der frühere 
Bundesverteidigungsminister, Franz Josef 
Strauß, kurz nachdem er 1966 Bundesfinanz- 
minister geworden ist, veranlaßt hat, daß 
Aktenunterlagen seines Ministerbüros im Bun- 
desverteidigungsministerium in das Bundes- 
finanzministerium geschafft wurden und sich 
darunter auch Akten befinden, die im Zusam- 
menhang mit der Lockheed-Affäre von Bedeu- 
tung sein könnten? 


Ist es richtig, daß nach dem Ausscheiden von 
Herrn Strauß als Bunde sfinanzminister die Ak- 
ten aus dem Bundesfinanzministerium wieder 
abgeholt und an einen unbekannten Ort ge- 
bracht wurden, und daß es sich dabei um 
Aktenmaterial in einem solchen Umfang han- 
delte, daß zum Transport ein Möbelwagen 
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erforderlich war, und welche Konsequenzen 
wird die Bundesregierung gegebenenfalls dar- 
aus ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 21. Oktober 


Als Dr. Strauß im Januar 1963 das Bundes Verteidigungsministe- 
rium verließ, nahm er seine persönlichen Akten mit. Alle übrigen 
Akten des Ministerbüros wurden, soweit es sich nicht um lau- 
fende Vorgänge handelte, zunächst in einem Raum der Altakten- 
registratur in gesonderter Verwahrung eingelagert. Am 24. Ja- 
nuar 1967 wurden diese Akten, einschließlich der dazugehörigen 
Karteikarten und Aktenverzeichnisse, mittels Lkw in das Bundes- 
finanzministerium überführt. 

Im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Dr. Strauß als Bun- 
desfinanzminister (20. Oktober 1969) sind diese vier- bis fünf- 
hundert Band Akten laut der von dem persönlichen Bundestags- 
referenten des Abgeordneten Dr. Strauß abgegebenen Presse- 
erklärung bis auf zwölf Ordner sämtlich vernichtet worden. 

Damit läßt sich über den Inhalt der ursprünglich vorhanden 
gewesenen Akten des Ministerbüros Strauß keine konkrete Aus- 
sage mehr treffen. 

Aus noch vorhandenen Akten der Fachabteilungen ergibt sich 
lediglich, daß die Akten des Ministerbüros auch mehrere die 
F 104 bzw. die Firma Lockheed betreffende Vorgänge enthielten. 

Die Staatsanwaltschaft Bonn prüft z. Z. auf Grund einer bei ihr 
eingegangenen Strafanzeige, „ob im Zusammenhang mit dem 
behaupteten Abhandenkommen von Akten noch nicht verjährte 
strafbare Handlungen in Betracht kommen' 1 . 

Eine disziplinarische Ahndung wäre wegen der in allen übrigen 
Fällen bereits eingetretenen Verjährung rechtlich nur noch mög- 
lich, wenn feststünde, daß Unterlagen im Hinblick auf ihren 
Beweiswert vorsätzlich beiseite geschafft worden wären. 

Eine abschließende Beurteilung insoweit wird erst nach Auswer- 
tung der aus den USA erwarteten Unterlagen möglich sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


31. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wann werden die zum 1. Januar 1976 aus dem 
Ma in- Tau nus - K r e is nach Wiesbaden einge- 
meindeten Orte auch telefonisch an das Orts- 
netz Wiesbaden angeschlossen, und wird die 
Bundesregierung für den Fall, daß der An- 
schluß später erfolgt, auf einen möglichst 
schnellen Anschluß drängen, da die betroffe- 
nen Postkunden kaum Verständnis dafür auf- 
bringen, daß sie innerhalb einer Großstadt 
keine Ortsgespräche führen können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Oktober 

Die Leitungen des Fernsprechnetzes sind in der Erde fest verlegt 
und auf bestimmte Zentralpunkte, die Vermittlungsstellen, aus- 
gerichtet. Eine Anpassung der netztedinisdien Einteilung an 
kommunale Neugliederungen ist wegen des erforderlichen finan- 
ziellen Aufwands nicht realisierbar. Die Einbeziehung der zum 
1. Januar 1976 nach Wiesbaden eingemeindeten Orte in das 
Wiesbadener Ortsnetz kann daher leider nicht unmittelbar in 
Aussicht gestellt werden. 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost hat jedoch die 
Einführung des Nahverkehrstarifs beschlossen, um die Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen, die sich aus unterschiedlichen Ortsnetz- 
Einteilungen ergeben. Danach ist für jedes Fernsprech Ortsnetz 
ein Nahverkehrsbereich vorgesehen, der sich auf die unmittelbar 
angrenzenden und alle im Umkreis von 20 Kilometern liegenden 
Ortsnetze erstreckt. Die am 1. Januar dieses Jahrs neu hinzuge- 
kommenen Stadtteile Wiesbadens werden danach zwar weiterhin 
ihren jetzigen Ortsnetzen angehören. Zwischen ihnen und im 
Verkehr mit den übrigen Stadtteilen werden jedoch nicht mehr 
Ferngespräche, sondern Nahgespräche zur Ortsgesprächsgebühr 
geführt. 

Gegen Ende 1977 wird der Nahbereichs- Versuchsbetrieb in sechs 
Knotenvermittlung ss teilen abgeschlossen sein. Die Einführungs- 
Reihenfolge wird dann nach technischen, wirtschaftlichen und 
raumordnerischen Kriterien festgelegt. 


32. Abgeordnete 
Frau 
Tübler 

(CDU/CSU) 


Ist -es zulässig, daß Wahlhilfe für eine Partei 
über eine amtliche Postnummer durch einen 
Wahlaufruf angeboten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Oktober 

Wahlhilfe für eine Partei über einen Dienstanschluß der Deut- 
schen Bundespost ist unzulässig. 


33. Abgeordnete 
Frau 
Tübler 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Aussage der Oberpostdirektion Kiel, es sei 
„nicht zweckmäßig gewesen", die Dienstnum- 
mer anzugeben, da der Postbeamte vorwie- 
gend im Außendienst tätig sei und mit partei- 
lich anders gebundenen Mitarbeitern in einem 
Zimmer sitze? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Oktober 

Wie sich aus der Pressemitteilung der Oberpostdirektion Kiel 
ergibt, hat auch sie die Bekanntgabe der dienstlichen Fernsprech- 
nummer eines ihrer Beamten nicht gebilligt. Eine Wahlhilfe ist 
von dem Dienstanschluß aus nicht erfolgt 
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34. Abgeordnete Wie hoch beliefen sich die Kosten für die 
Frau Herstellung der allen Haushalten zugesandten 

Berger Schrift „Post von der Post"? 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Oktober 

Im Rahmen der Public Relations-Aktion „Post von der Post" 
sind bisher drei Zettel hergestellt und an alle Haushalte in der 
Bundesrepublik Deutschland verteilt worden. 

Je Zettel sind Kosten in Höhe von 371 193,55 DM entstanden. 


35. Abgeordnete Aus welcher Haushaltsstelle wurden die Ko- 
Frau sten für den Versand gedeckt? 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Oktober 

Die Kosten für das Versenden der Zettel betrugen 12 000 DM. 
Sie beschränken sich auf das Erstellen der Versandpapiere. Der 
Versand selbst hat keine zusätzlichen Kosten verursacht. Er er- 
folgte mittels Postdienstpaketen, die regelmäßig umlaufenden 
Transportbahnposten beigepackt wurden. Die Zustellung der 
Zettel erstreckte sich jeweils auf eine Woche und erfolgte wäh- 
rend des Zustellgangs. 


36. Abgeordneter 

Picard 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, und wenn ja, wie rechtfertigt es 
die Bundesregierung, daß die Fachhochschule 
der Deutschen Bundespost in Dieburg die Zahl 
der Studenten, wie die Tagespresse berichtete, 
„drastisch begrenzt und damit eine Art nume- 
rus clausus eingeführt hat", so daß zum kom- 
menden Semester statt 200 bis 300 Studenten 
nur 140 Studenten immatrikuliert werden? 


37. Abgeordneter 
Picard 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung gegebenenfalls das 
in Frage 36 geschilderte Verhalten für geeig- 
net, dem Mangel an Studien- und Ausbil- 
dungsplätzen zu begegnen und beispielhaft auf 
die private Wirtschaft einzu wirken, ihr Ange- 
bot an Ausbildungsplätzen zu erhöhen? 


38. Abgeordneter Welche Glaubwürdigkeit kann die Bundesre- 
Picard gierung gegebenenfalls angesichts des geschil- 

(CDU/CSU) derten Verfahrens an der Fachhochschule der 

Deutschen Bundespost in Dieburg beanspru- 
chen, wenn in einer Anzeige des Bundesmini- 
sters für Bildung und Wissenschaft im „Spie- 
gel" vom 22. Dezember 1975 gesagt wird, „In 
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den kommenden Jahren brauchen wir für die 
Jugendlichen aus geburtenstarken Jahrgängen 
mehr Ausbildungsplätze in Schulen, Betrieben 
und Hochschulen“? 


39. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Forderung des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
(BMBW) in den „Informationen Bildung Wis- 
senschaft" vom 18. Dezember 1975, herausge- 
geben vom BMBW, „Die Kapazitäten der Hoch- 
schulen müssen voll ausgeschöpft werden" da- 
durch als erfüllt an, daß in der Fachhochschule 
der Deutschen Bundespost in Dieburg gegebe- 
nenfalls ein erheblicher Teil der vorhandenen 
Studienplätze studierwilligen Jugendlichen 
vorenthalten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 13. Oktober 


An der Fachhochschule der Deutschen Bundespost in Dieburg, 
die maximal 210 Studenten je Semester aufnehmen kann, wurden 
für das Wintersemester 1976/1977 140 Studenten angenommen. 

Der Bedarf der Deutschen Bundespost an Ingenieuren der Nach- 
richtentechnik ist rückläufig und das Angebot an Studienplätzen 
bei den öffentlichen Fachhochschulen im Bundesgebiet einschließ- 
lich Berlin (West) hat die Nachfrage in dem Bereich Elektro- 
technik/Nachrichtentechnik bislang immer überstiegen. 

Mit dieser — zunächst für das Wintersemester 1976/1977 getrof- 
fenen Entscheidung — ist also angesichts des bisherigen Über- 
angebots an Studienplätzen dieser Fachrichtung weder allgemein, 
noch für die Fachhochschule Dieburg, eine Art Numerus clausus 
eingeführt worden. 

Die Überlegungen über die künftige Nutzung der Kapazitäten 
sind noch nicht abgeschlossen. Die Deutsche Bundespost wird 
die weitere Entwicklung aufmerksam beobachten und, falls ein 
Nachfrageüberhang erkennbar wird, unverzüglich im Benehmen 
mit den betroffenen Bundesressorts und den Ländern prüfen und 
entscheiden, wie, durch wen und von wem finanziert die Studien- 
platzkapazität bei der Fachhochschule Dieburg der Deutschen 
Bundespost genutzt werden kann. 

Die Zulassungszahlen für das Wintersemester 1976/1977 an der 
Fachhochschule der Deutschen Bundespost in Dieburg stehen nicht 
im Widerspruch zur Politik der Öffnung der Hochschulen, wie 
die Bundesregierung sie im 7-Punkte-Programm des Bundes- 
ministers für Bildung und Wissenschaft vom 12. Mai 1976 und 
dem darauf fußenden 5-Punkte- Vorschlag des Bundeskanzlers 
vom 4. Juli 1976 für die nächste Besprechung der Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern formuliert hat, da es sich bei dem 
Studiengang an der Fachhochschule der Deutschen Bundespost 
in Dieburg nicht um einen „Numerus-clausus-Studiengang" han- 
delt. Im übrigen muß unter dem Ziel einer erschöpfenden Nut- 
zung der Kapazitäten im Einzelfall immer geprüft werden, in 
welchem Umfang vorhandene Kapazitäten tatsächlich nachgefragt 
werden, welche Möglichkeiten zur Umwidmung von Kapazitäten 
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zugunsten stärker nachgefragter Studiengänge bzw. zur Einrich- 
tung neuer Studienangebote bestehen und wie der Bedarf des 
Beschäftigungssystems für die infrage stehenden Studiengänge 
zu beurteilen ist und wie sich die Berufschancen der Absolventen 
entwickeln. 


40. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Arbeitnehmerinitiative 
Dr. Dollinger Post Schleswig-Holstein unter Leitung des 
(CDU/CSU) Vizepräsidenten der OPD Kiel, Helmut Diene- 

mann, auf einem gelben Faltblatt einen Wahl- 
aufruf zugunsten von Bundeskanzler Helmut 
Schmidt im Fernmeldeamt Kiel und in Post- 
dienststellen verteilte und dabei zur Kontakt- 
aufnaJhme über Dienstanschlüsse — (04 31) 
5 91 44 06, Oberamtsrat Pulian, Pressereferat 
der OPD Kiel — und zu Dienstzeiten auffor- 
dert, und wie beurteilt der Bundespostminister 
gegebenenfalls die mißbräuchliche Ausnutzung 
der Dienstposition des derzeitigen Leiters der 
OPD Kiel, Helmut Dienemann (der Präsident 
der OPD ist im Urlaub), sowie die mißbräuch- 
liche Inanspruchnahme von dienstlichen Infor- 
mations- und Organisationsmöglichkeiten der 
Deutschen Bundespost für eine einseitige par- 
teipolitische Propaganda, und welche Schritte 
gedenkt er dagegen einzuleiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 11. Oktober 


Es trifft zu, daß die Arbeitnehmer-Initiative Post Schleswig- 
Holstein einen Wahlaufruf verteilt hat, auf dem die Rufnummer 
eines Dienstanschlusses der Oberpostdirektion Kiel zur Kontakt- 
aufnahme angegeben war. 

Die private Mitarbeit von Beamten in Wählerinitiativen ist 
grundsätzlich nicht zu beanstanden. Das gilt auch für entspre- 
chende Aktivitäten des Vizepräsidenten der Oberpostdirektion 
Kiel, Helmut Dienemann. 

Die Bekanntgabe einer dienstlichen Fernsprechnummer zum 
Zwecke der Kontaktaufnahme wird nicht gebilligt. Es steht fest, 
daß der Anschluß ohne Wissen des Betroffenen angegeben wurde 
und darüber keine Wahlhilfe erfolgt ist. 


41. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Kapazität 
der gut eingerichteten Lehrwerkstatt der Deut- 
schen Bundesbahn im AW- Weiden auch im 
Jahr 1976/1977 voll auszunutzen, um wenig- 
stens wiieder einigen aus der großen Zahl der 
ausbildungssuchenden jungen Menschen im 
Grenzland die Chance einer beruflichen Aus- 
bildung zu geben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. Oktober 

Im Rahmen des Sonderprogramms der Bundesregierung zur Nut- 
zung freier Ausbildungsplätze und zur Deckung des Eigenbedarfs 
an Nachwuchskräften hat die Deutsche Bundesbahn (DB) 1976 im 
Ausbesserungswerk Weiden insgesamt 40 Auszubildende neu 
eingestellt. Die Kapazität der Lehrwerkstätte wurde damit voll 
ausgeschöpft. Auch im Jahr 1977 wird die DB entsprechend ihrem 
Bedarf an Facharbeitern weitere Lehrlinge in Weiden ausbilden. 


42. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
wurf des Bundesrechnungshofs in dessen „Be- 
merkungen zur Haushaltsrechnung" (Druck- 
sache 7/4306) an den Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen, bei der Durchfüh- 
rung der Funktionsgruppen-Änderungsverord- 
nung vom 30. April 1974 die zusätzlichen Plan- 
stellenhebungen nicht ausschließlich für die in 
der Änderungsverordnung erfaßten Funktio- 
nen und die zugeteilten Beförderungsstellen 
in erheblichem Umfang gesetzwidrig verwen- 
det zu haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. Oktober 


Die vom Bundesrechnungshof beanstandeten Abweichungen bei 
der Durchführung der Funktionsgruppen- Verordnung sind in 
erster Linie durch die auf Grund der Bestimmungen des Haus- 
haltsgesetzes 1974 erstmals eingetretenen Einschränkungen des 
Funktionsgruppenrechts von 1971 verursacht worden. Die Rege- 
lungen zur Verordnung zu § 5 Abs. 6 Satz 3 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes a. F. vom 23. Dezember 1971 sahen unter be- 
stimmten Voraussetzungen Hebungen im sogenannten Folge- 
bereich (vgl. § 4 der Verordnung) vor. Zusätzlich ließen die vom 
Bundesminister des Innern erlassenen Durchführungshinweise 
übergangsweise sowohl eine Überschreitung der Obergrenzen 
des allgemeinen Bereichs als auch innerhalb der Funktionsgrup- 
pen Überschreitungen der besonderen Obergrenzen zu Lasten 
des allgemeinen Bereichs zu. Diese ausgleichenden Regelungen 
wurden durch den unmittelbaren Bezug des Haushaltsgesetzes 
1974 auf die von der Änderungsverordnung betroffenen Funktio- 
nen ganz eingeschränkt. Außerdem konnte auf Grund der seiner- 
zeitigen Haushaltslage des Bundes von den sich aus der Ver- 
änderungsverordnung rein rechnerisch ergebenden Zahl an Plan- 
stellen nur rund eine Hälfte für Beförderungen freigegeben 
werden. 

Diese von der Deutschen Bundespost vorher nicht erwarteten 
Änderungen des Funktionsgruppenrechts bereiteten vorüberge- 
hende Anwendungsschwierigkeiten. So mußten unter den beson- 
deren Gesichtspunkten eines flexiblen Personaleinsatzes, der 
Einhaltung der Beförderungsgrundsätze und einer auf alle Dienst- 
posten der Deutschen Bundespost abgestellten sachlich ausge- 
wogenen Bewertung Planstellen aus dem Bestand der Änderungs- 
verordnung vorübergehend auch für technische Beamte des soge- 
nannten Folgebereichs oder für Beamte der bereits seit 1971 
bestehenden Funktionsgruppen verwendet werden. Die Bereini- 
gung der Planstellenbestände wird jedoch angestrebt. 
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43. Abgeordneter Sind dadurch im Gegensatz zum gesetzgeberi- 
Biechele sehen Willen und im Gegensatz zur Funktions- 

(CDU/CSU) gruppen-Änderungsverordnung insbesondere 

die graduierten Ingenieure der Deutschen Bun- 
despost benachteiligt worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. Oktober 

Aus der übergangsweisen Zuweisung einer Planstelle aus der 
erweiterten Funktionsgruppenregelung von 1974 an einen Inge- 
nieur mit Tätigkeiten des allgemeinen Bereichs — wie vom 
Bundesrechnungshof beanstandet — vermag ich keine Nachteile 
für die Gesamtheit der graduierten Ingenieure der Deutschen 
Bundespost zu erkennen. 


44. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Ist auf Grund der gemachten Erfahrungen und 
im Interesse der haushaltsrechtlichen Klarheit 
— wie bereits bei der Deutschen Bundesbahn 
und im einfachen und mittleren Dienst bei der 
Deutschen Bundespost praktiziert — beabsich- 
tigt, auch im gehobenen Dienst der Deutschen 
Bundespost einen getrennten Planstellenhaus- 
halt für die technischen und übrigen Fachrich- 
tungen entsprechend den gesetzlichen Vor- 
gaben einzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. Oktober 

Sofern es notwendig oder zweckmäßig sein sollte, wäre der haus- 
haltsseitig getrennte Nachweis der Planstellen für die jeweils 
verschiedenen mit technischen sowie nichttechnischen Tätigkeiten 
betrauten Beamten der einzelnen Fachrichtungen möglich. 


In welchem Stadium der Verwirklichung be- 
finden sich die PI anfeststellungsverf ähren der 
in Stufe I a befindlichen Maßnahmen im Rah- 
men des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den 
Jahren 1971 bis 1985 vom 5. August 1976 der 
A 81 Neubau (einbahnig) Singen — Allensbach, 
der A 81 Neubau Hegne — Konstanz, der A 98 
Neubau (einbahnig) Bietingen — Hilz Ingen und 
der A 98 Neubau (einbahnig) Singen — Uber- 
lingen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. Oktober 

1 . Bundesautobahn A 81, 

einbahniger Neubau zwischen Singen und Allensbach 

Die Pianfeststellungsunterlagen für diesen Abschnitt sind in Ar- 
beit; sie werden in den nächsten Monaten fertiggestellt. Danach 
ist beabsichtigt, das Planfeststellungsverfahren im Frühjahr 1977 
einzuleiten. 


45. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 
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2. Bundesautobahn A 81, 

zweibahniger Neubau zwischen Hegne und der Schweizer 
Grenze 

Für den Abschnitt Hegne — Reichenauer Straße (Konstanz) wird 
zur Zeit der Entwurf beim Regierungspräsidium in Freiburg auf- 
gestellt. Bei diesem Stand der Planbearbeitung läßt sich — auch 
im Hinblick auf die schwierigen örtlichen Verhältnisse — noch 
nicht übersehen, wann das Planfeststellungsverfahren eingeleitet 
werden kann. 

Für den Abschnitt Reichenauer Straße — Schweizer Grenze ist das 
Planfeststellungsverfahren abgeschlossen. Der Bau der Rhein- 
brücke ist im Gang. Für den Beginn der Arbeiten auf dem Teil- 
abschnitt Gartenstraße — Schweizer Grenze muß noch die Ent- 
scheidung des Verwaltungsgerichts abgewartet werden, das von 
betroffenen Grundstücksanliegern angerufen worden ist, 

3. Bundesautobahn A 98, 

einbahniger Neubau zwischen Bietingen und Hilzingen 

Der Entwurf für diesen Abschnitt ist beim Autobahnamt Stuttgart 
zur Zeit in Arbeit. Das Planfeststellungsverfahren wird jedoch 
erst eingeleitet werden können, wenn die örtlichen Widerstände 
gegen die vom Land Baden-Württemberg vertretene Planungs- 
konzeption ausgeräumt sind. 

4. Bundesautobahn A 98, 

einbahniger Neubau zwischen Singen und Überlingen 

Das Planfeststellungs verfahren für den Teilabschnitt Singen — 
Stockach ist bereits eingeleitet worden. Im Bereich Stockach — 
Uberlingen bestehen zur Zeit jedoch noch erhebliche Wider- 
stände gegen den Bau der A 98, so daß dort erst später mit der 
Einleitung des Planfeststellungsverfahrens zu rechnen ist. 


46. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die kürzlich 
Hoffie veröffentlichten neuesten Erkenntnisse engli- 

(FDP) scher Verkehrssicherheitsforscher, daß durch 

Stoßstangen, die in einer Höhe von ca. 33 cm 
über dem Boden angebracht sind, im Gegen- 
satz zu der heute üblichen Anbringungshöhe 
von ca. 50 cm, bei Zusammenstößen mit Fuß- 
gängern oder anderen Fahrzeugen wesentliche 
Sicherheitsvorteile resultieren, und ist die 
Bundesregierung bereit, sich dafür einzusetzen, 
daß auf europäischer Ebene — diesen Ergeb- 
nissen folgend — eine neue einheitliche An- 
bringungshöhe für Stoßstangen verbindlich 
eingeführt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. Oktober 

Im Rahmen der Arbeiten der UN-Wirtschaftskommission für 
Europa (ECE) auf kraftfahrzeugtechnischein Gebiet sind auch 
international einheitliche Anforderungen an Stoßstangen erar- 
beitet worden. Die Vorschriften sind fertiggestellt, offen ist 
noch die Frage der Referenzhöhe. 
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Die Forschungsergebnisse, aus denen der Vorschlag für eine 
Stoßstangenhöhe von 33 Zentimetern über dem Boden resultiert, 
sind von der englischen Regierung vorgetragen und diskutiert 
worden. Erste Zwischenergebnisse von Arbeiten im Auftrag des 
US-Verkehrsministeriums haben bestätigt, daß die Verletzungs- 
schwere im Bein- und Beckenbereich durch so niedrig ange- 
brachte Stoßstangen verringert werden könnte. 

Sie haben jedoch auch gezeigt, daß diese Stoßstangenhöhe zu 
höheren Kopfbeschleunigungen beim angefahrenen Fußgänger 
führen kann und damit das Verletzungsrisiko im Kopfbereich 
deutlich erhöht. Untersuchungen an deutschen Universitäten 
haben diese Erkenntnisse bestätigt. 

Die beteiligten Regierungen sind daher einstimmig der Auf- 
fassung, daß die Ergebnisse der noch laufenden Forschungs- 
arbeiten abgewartet werden sollen, ehe eine Festlegung getroffen 
wird, welche für viele Fahrzeugtypen eine erhebliche Umkon- 
struktion der Fahrzeugstruktur erforderlich machen würde. Dar- 
über hinaus haben die Vertreter der USA und Japans erkennen 
lassen, daß sie hier in Zusammenarbeit mit den europäischen 
Ländern eine weltweite Harmonisierung 'anstreben wollen. 


47. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
Hoffie 32 US -Bundesstaaten in den letzten vier Jah- 

(FDP) ren installierten sogenannten Hydro Cell 

Cushiions (Wasserzellenkissen), die zu einer 
erheblichen Minderung der Unfallfolgen bei 
Kollisionen mit Straßenbauwerken wie z. B. 
Brückenpfeilern geführt haben, und ist die 
Bundesregierung bereit, auf Grund der für die 
Bundesrepublik Deutschland vorliegenden ent- 
sprechenden Unfallzahlen eine derartige neue 
Sicherheitseinrichtung zumindest probeweise 
zu installieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. Oktober 


Die Anpralldämpfer nach dem System Hydro Cell Cushions stel- 
len eine aufwendige Konstruktion mit verhältnismäßig hohem 
Platzbedarf dar. Eine ständige Frostsicherbeit wäre bei ihrem 
Einsatz unabdingbar. Sie können in den speziellen Fällen in Frage 
kommen, in denen es nicht möglich ist, durch die bewährten 
Schutzplankenkonstruktionen Frontalauffahrten auf massige, 
feste Hindernisse zu verhindern. Solche Gefahrenpunkte können 
z. B. an Abzweigstellen auf Hochstraßen oder bei Autobahnen in 
dichtbebauten Gebieten auftreten, die im Fernstraßennetz der 
Bundesrepublik Deutschland nicht so häufig sind wie in Amerika. 

Die Entwicklung der Anpralldämpfer, von denen die Hydro Cell 
Cushions eine besondere Konstruktionsart sind, wird von der 
Bundesregierung mit Aufmerksamkeit verfolgt. Im Rahmen der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Stra- 
ßenwesens führt Frankreich in Abstimmung mit der Bundesrepu- 
blik Deutschland entsprechende Untersuchungen durch. Nach 
deren Abschluß und Auswertung wird zu prüfen sein, ob und in 
welcher Form Anpralldämpfer an einigen Stellen des Bundes- 
fernstraßennetzes versuchsweise installiert werden sollen. 
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48. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den besonde- 
ren Nachteil für kinderreiche Familien — vor 
allem des ländlichen Raums — zu beseitigen, 
den diese dadurch erleiden, daß die Deutsche 
Bundesbahn immer häufiger den Personenver- 
kehr von der Schiene auf die Straße verlagert 
und infolgedessen auch die auf die Benutzung 
von Schienenfahrzeugen beschränkte Fahr- 
preisermäßigung für die Kinder aus kinder- 
reichen Familien entfällt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. Oktober 


Wie bereits in der Fragestunde am 27. /28. März 1974 (Druck- 
sache 7/1867) u. a. dargelegt, ist die Fahrpreisermäßigung für 
kinderreiche Familien im Jahr 1956 eingeführt worden, um die- 
sem Personenkreis das gemeinsame Reisen über größere Entfer- 
nungen auf der Schiene zu erleichtern. In diese Regelung ist der 
Bahnbus als typisches Nahverkehrsmittel nur insoweit einbe- 
zogen, als er eine frühere, im Rahmen des Fernverkehrs benutzte 
Schienenverbindung ersetzt. 

Zu Zielorten auf verkrafteten Strecken werden Schienenfahraus- 
weise ausgegeben. Kinderreiche Familien erhalten dabei den 
üblichen Rabatt von 50 v. H. Der Schienenfahrausweis gilt für die 
Fahrt auf der Verkraftungsstrecke wie ein Bahnbusfahrschein. 

Die Busstrecken, auf denen die Schienenfahrausweise gelten, 
sind vor der Kursbuchnummer der Bahnbuslinie mit einem Stern 
gekennzeichnet. 

Ihrem Anliegen dürfte damit entsprochen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


49. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammen- 
hang mit dem Gesetz zum Schutz gegen den 
Fluglärm in § 9 Abs. 4 den maximalen Betrag 
von Schallschutzmaßnahmen in Höhe von 
100 DM je Quadratmeter Wohnfläche zu er- 
höhen auf einen Betrag, der gewährleistet, 
daß alle Kosten und Folgekosten abgedeckt 
sind und dem seit fünf Jahren veränderten 
Baukostenindex Rechnung trägt, und wie ist 
zu klären, wie sich in diesem Fall der Verur- 
sacher zu einem Schadenersatz für die Besitz- 
standswahrung der betroffenen Bürger ver- 
hält, da der Wohn-, Miet- und Zeitwert der 
betroffenen Gebäude erheblich gesunken ist, 
was nachzuweisen ist durch leerstehende Woh- 
nungen und durchgeführte Wertermittlungen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 

Durch § 9 Abs. 4 des Fluglärmgesetzes vom 30. März 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 282) wird die Bundesregierung ermächtigt, den 
Erstattungshöchstbetrag für die Schallschutzmaßnahmen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats zu ändern, 
soweit sich die erforderlichen Aufwendungen für die in der 
Schallschutzverordnung vom 5. April 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 903) festgelegten Schallschutzmaßnahmen allgemein wesentlich 
erhöht haben. Es kommt sonach bei der vorliegenden Frage der 
Erhöhung auf einen Vergleich der einschlägigen Kostensituation 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes und dem gegen- 
wärtigen Zeitpunkt an. Ein entsprechender Verordnungsentwurf 
wird zur Zeit haushaltsmäßig überprüft. 

Das Fluglärmgesetz enthält keine Rechtsgrundlage für Ansprüche, 
die für den Fall des Ersatzes der Aufwendungen für Schallschutz- 
maßnahmen noch eine Vergütung weiterer Vermögens- oder 
anderer Nachteile zum Ziel haben. Nach § 16 des Fluglärmge- 
setzes bleiben jedoch u. a. Vorschriften unberührt, die weiter- 
gehende Entschädigungen gewähren, als sie das Fluglärmgesetz 
regelt. 

Die Frage, ob der Eigentümer eines vom Fluglärm betroffenen 
Grundstücks über den Aufwendungsersatz für Schallschutzmaß- 
nahmen hinaus Anspruch auf weitergehende Entschädigung hat 
— etwa nach § 906 BGB — , läßt sich nur für den Einzelfall beant- 
worten. 


50. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzlichen Einnahmen ergäben sich 
nach Ansicht der Bundesregierung durch Ein- 
führung eines PI anungs Wertausgleichs? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 


Während des Gesetzgebungsverfahrens der Novelle zum Bundes- 
baugesetz ist mit Beteiligung des Deutschen Instituts für Urba- 
nistik der Frage nachgegangen worden, ob eine Einnahme- und 
Ausgabenrechnung für die Ausgleichsabgaben für das ganze 
Bundesgebiet aufgestellt werden könnte. Als Ergebnis hat sich 
herausgestellt, daß dies nicht möglich war. Maßgebend hierfür 
waren vor allem die unterschiedlichen Verhältnisse in den ein- 
zelnen Gemeinden und auch Regionen des Bundesgebiets. Die 
Einnahmen und Ausgaben hängen zu sehr von Art und Umfang 
der Umplanungen oder Neuplanungen durch Bebauungspläne ab. 
Im übrigen sind alle zu einem bestimmten Zeitpunkt ermittelten 
Zahlen unter Umständen infolge veränderter wirtschaftlicher und 
städtebaulicher Verhältnisse überholt. 

Unabhängig von 'der nicht möglichen Quantifizierung für das 
ganze Bundesgebiet läßt sich aber der Schluß ziehen, daß — wie 
die Untersuchungen in typischen Gemeinden ergeben haben - — 
die Ausgleichsbetragsregelung zu einer finanziellen Entlastung 
der Gemeinden im Städtebau beigetragen hätten, wobei die ord- 
nungspolitischen Funktionen der Abgabe mindestens gleichge- 
wichtige Bedeutung für die geordnete städtebauliche Entwicklung 
gehabt hätte. 
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51. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß das 
Städtebauförderungsgesetz die Erwartungen, 
die bei seiner Verabschiedung in der Öffent- 
lichkeit geweckt wurden, bisher nicht erfüllt 
hat, da es zu kompliziert ist, und die finanzielle 
Lage der Gemeinden ihnen nicht gestattet, von 
seinen Vorschriften Gebrauch zu machen, und 
welche Initiativen beabsichtigt — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung zu ergreifen, um 
dieses Gesetz bzw. seinen Vollzug verständ- 
licher und praktikabler zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 


Die Bundesregierung hat über die bisherigen Erfahrungen mit 
dem Städtebauförderungsgesetz im Städtebaubericht 1975 (Druck- 
sache 7/3583) ausführlich berichtet. Ergänzend hierzu hat der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im 
Sommer 1975 einen Bericht über den Vollzug des Städtebauför- 
derungsgesetzes veröffentlicht (Schriftenreihe „Stadtentwicklung“ 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Nr. 02.004 — 1975). An ihrer Einschätzung, daß sich das Städte- 
bauförderungsgesetz als erster Schritt zu einem reformierten 
Städtebaurecht bisher bewährt hat, hält die Bundesregierung fest. 
Sie teilt daher nicht die Auffassung, daß die gesetzlichen Vor- 
schriften zu kompliziert seien und die finanzielle Lage der 
Gemeinden die Anwendung des Gesetzes verhindere. Nach Auf- 
fassung der Bundesregierung hat dieses Gesetz vielmehr wesent- 
lich mit dazu beigetragen, städtebauliche Mißstände in begrenz- 
ten Gebieten zu verhindern und zu beseitigen. 

Gegenwärtig werden im Bundesgebiet in etwa 600 Städten und 
Gemeinden städtebauliche Sanierungsmaßnahmen oder Entwick- 
lungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungsgesetz vorbe- 
reitet oder durchgeführt. Die Bundesregierung hat allein im Rah- 
men des Bundesprogramms nach § 72 des Städtebauförderungs- 
gesetzes seit 1971 über 1,1 Milliarden DM an Bundesfinanzhilfen 
bereitgestellt. Hierdurch sind infolge der Ergänzung dieser Mittel 
durch Länder und Gemeinden die Voraussetzungen für städte- 
bauliche Investitionen in Höhe von 3,3 Milliarden DM geschaffen 
worden. Die im Bundesprogramm bereitgestellten Finanzhilfen 
gelangen — mit regionalen Unterschieden — insgesamt gesehen 
zügig zum Einsatz. Aus Berichten der Länder geht hervor, daß 
das Interesse an der Durchführung städtebaulicher Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen trotz der bekannten schwierigen 
Finanzlage der Gemeinden ungebrochen ist. 


52. Abgeordneter 

Dr. Aigner 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihren Förde- 
rungsanteil bei Modemisierungs- und be- 
stimmten Baumaßnahmen nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz sach- und zielgerecht zu er- 
höhen, und beabsichtigt die Bundesregierung, 
auf eine Regelung der Ausgleichsbeträge hin- 
zuwirken, die den Gemeinden einen Ermes- 
sensspielraum mit dem Ziel einräumt, die In- 
vestitionsbereitschaft in Sanierungsgebieten 
zu erhöhen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 

Im Rahmen des Bundesprogramms nach § 72 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes beteiligt sich der Bund an der Finanzierung der in 
das Bundesprogramm aufgenommenen städtebaulichen Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen mit einem Drittel der förde- 
rungsfähigen Kosten. Dies gilt einheitlich für alle Kostengruppen, 
so wie sie in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über den 
Einsatz von Förderungsmitteln nach dem Stadtebauförderungs- 
gesetz (StBauFVwV) vom 14. Februar 1975 definiert sind. Eine 
hierüber hinausgehende besondere Förderung für Modernisie- 
rungsmaßnahmen oder bestimmte Baumaßnahmen ist nicht vor- 
gesehen. 

Im Zuge der Novellierung des Bundesbaugesetzes (Gesetz zur 
Änderung des Bundesbaugesetzes vom 18. August 1976, Bundes- 
gesetzbl. I S. 2221) ist durch den neu eingefügten § 41 Abs. 9 
des Städtebauförderungsgesetzes den Gemeinden die Möglich- 
keit eröffnet worden, unter Zustimmung der höheren Verwal- 
tungsbehörde ganz oder teilweise von der Erhebung des Aus- 
gleichsbetrags abzusehen, wenn dies im öffentlichen Interesse 
oder zur Vermeidung unbilliger Härten geboten ist. 


Ist die Bundesregierung im Hinblick auf das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
11. Juni 1975 bereit, dem Bundesrat eine No- 
velle zur zweiten Berechnungsverordnung mit 
dein Ziel vorzulegen, daß § 44 Abs. 1 Nr. 2 der 
Verordnung künftig ausdrücklich bestimmt, 
daß die Grundfläche von Räumen, die zwar 
bauaufsichtlich nicht als Aufenthaltsräume ge- 
nehmigt sind, tatsächlich aber dem vorüber- 
gehenden Aufenthalt von Menschen dienen, 
wegen des geringen Wohnwerts in der Wohn- 
flächenberechnung nur zur Hälfte angerechnet 
wird, und wie rechtfertigt die Bundesregierung 
ihre bisherige Untätigkeit im Hinblick darauf, 
daß anderenfalls viele Familienheime der 
Grunderwerbsteuerfreiheit und Grundsteuer- 
vergünstigung verlustigt gehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 

In der lange umstritten gewesenen Frage der Behandlung von 
bau rechtlich nicht genehmigten, tatsächlich aber als Aufenthalts- 
raum genutzten Räume bei der Wohnflächenberechnung nach den 
Vorschriften der §§ 42, 44 der Zweiten Berechnungsverordnung 
(II. BV) im Zusammenhang mit der Anerkennung als steuer- 
begünstigter Wohnraum nach den §§ 82 ff. des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes hat das Bundesverwaltungsgericht in dem er- 
wähnten Urteil vom 11. Juni 1975 entschieden, daß diese Räume 
voll auf die Wohnfläche anzurechnen sind. Die Bundesregierung 
hält eine Lösung in der von Ihnen vorgeschlagenen Richtung 
für sinnvoll. Die Abstimmung mit den Landesressorts und inner- 
halb der Bundesregierung ist allerdings derzeit noch nicht abge- 
schlossen. 


53. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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54. Abgeordneter Wie rechtfertigt die Bundesregierung den Ab- 
Dr. Waigel bau der für den Vollzug des Städtebauförde- 

(CDU/CSU) rungsgesetzes in der mittelfristigen Finanz- 

planung vorgesehenen Mittel von 240 Millio- 
nen DM auf 150 Millionen DM im Hinblick auf 
die Bedeutung, die sie diesem Gesetz in ihrer 
Selbstdarstellung zumißt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 

Der Bewilligungsrahmen des Bundes für das Bundesprogramm 
nach § 72 des Städtebauförderungsgesetzes hat sich von 100 Mil- 
lionen DM im Jahr 1971 auf 240 Millionen DM für die Programm- 
jahre 1975 und 1976 erhöht. Für das bevorstehende Programm- 
jahr 1977 stehen 200 Millionen DM zur Verfügung. Auf Grund 
der angespannten Finanzlage mußte im Rahmen der Haushalts- 
strukturmaßnahmen der Bundesregierung für das Programmjahr 
1978 ein Bewilligungsrahmen von 190 Millionen DM, für die 
Programmjahre 1979 und 1980 von je 150 Millionen DM vor- 
läufig vorgesehen werden. In dieser Einschränkung liegt jedoch 
keine Herabsetzung der Bedeutung der Städtebauförderung. 
Denn dabei muß berücksichtigt werden, daß im Rahmen des 
Bauinvestitionsprogramms vom Herbst letzten Jahres der Bund 
für das „Sonderprogramm Stadtsanierung 1975" zusätzlich 
250 Millionen DM bereitgestellt hat. Diese Mittel sind über- 
wiegend für dieselben städtebaulichen Maßnahmen eingesetzt 
worden, die auch im Bundesprogramm nach dem Städtebauförde- 
rungsgesetz gefördert werden. 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen für die Haushaltsjahre 
1977 ff. wird zu entscheiden sein, in welcher Höhe die Bewilli- 
gungsrahmen für das Bundesprogramm nach dem Städtebauförde- 
rungsgesetz festgelegt werden können. 


55. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Warum beschränkt sich die Bundesregierung 
nicht auf die globale Zuweisung der von ihr 
bereitzustellenden Mittel an die Bundesländer, 
und warum verzichtet sie nicht darauf, die 
Abwicklung der einzelnen Projekte durch den 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau überwachen zu lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 15. Oktober 

Das Bundesprogramm nach § 72 des Städtebauförderungsgesetzes 
wird seit 1971 auf der Grundlage projektbezogener Landespro- 
gramme aufgestellt. Von einer solchen projektbezogenen Aus- 
weisung der Bundesfinanzhilfen geht auch § 72 des Städtebau- 
förderungsgesetzes aus. Im übrigen hat das Bundesverfassungs- 
gericht in seiner Entscheidung zu den §§ 71, 72 des Städtebau- 
förderungsgesetzes vom 4. März 1975 ausdrücklich anerkannt, 
daß das vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau praktizierte Verfahren es gestatte, „die Zuteilungen 
so zu bemessen, daß der im Bundeshaushalt ausgebrachte Aus- 
gaberahmen für Finanzhilfen einerseits ausgeschöpft, anderer- 
seits nicht überschritten und gleichzeitig auf die Länder propor- 
tional verteilt wird". Für einen Übergang auf eine globale Zu- 
weisung der Bundesfinanzhilfen besteht daher keinerlei Anlaß. 
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Eine Überwachung der einzelnen im Bandesprogramm geförder- 
ten Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nimmt der Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau nicht vor. 
Vor Aufnahme einer Maßnahme ins Bundesprogramm wird ge- 
prüft, ob sie ihrer Art nach der im Städtebauförderungsgesetz 
festgelegten Zweckbindung der Finanzhilfen entspricht und nicht 
ungeeignet ist, zur Verwirklichung der mit den Bundeszuschüssen 
angestrebten Ziele des Artikels 140 a Abs. 4 Satz 1 des Grund- 
gesetzes beizutragen. Im übrigen läßt sich der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau lediglich über den 
Fortgang der einzelnen Maßnahmen jährlich berichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


56. Abgeordneter Welche zusätzlichen Einnahmen ergäben sich 
Dr. Zeitei nach Ansicht der Bundesregierung durch Ein- 

(CDU/CSU) führung einer Beruf sbildungabgabe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 20. Oktober 

Nach dem Inkrafttreten des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes 
(AP1FG) am 1. September 1976 kann bei Erfüllung der in § 2 
Abs. 1 dieses Gesetzes genannten Voraussetzungen die Berufs- 
ausbildungsabgabe erstmals 1977 erhoben werden. Der Berech- 
nung der Abgabe sind dann die Lohn- und Gehaltssummen des 
Jahrs 1977 im Sinne der Bestimmungen des § 3 Abs. 1 AP1FG 
zugrundezulegen. 

Im Zusammenhang mit der Konzipierung der Finanzierungs- 
regelung im Regierungsentwurf des Berufsbildungsgesetzes, die 
unverändert in das AP1FG übernommen wurde, ist das Aufkom- 
men der Berufsausbildungsabgabe auf rund 700 Millionen DM 
geschätzt worden. Den Schätzrechnungen sind Zahlen des Jahrs 
1974 zugrundegelegt worden, und zwar eine Lohn- und Gehalts- 
summe von 464 Milliarden DM und Abzugsposten im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 in Höhe von 184 Milliarden DM. 

Eine Berechnung der Grunddaten der Berufsausbildungsabgabe 
für das Jahr 1977 ist wegen der Unwägbarkeiten der zukünftigen 
Entwicklung nur annäherungsweise möglich. Eine solche annä- 
hernde Schätzrechnung führt nach Abzug aller Abzugsposten 
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 AP1FG zu einer Netto-Bemessungs- 
grundlage von insgesamt rund 320 Milliarden DM; danach wird 
die Berufsausbildungsabgabe bei einem Abgabesatz von 0,25 v. H. 
der Bemessungsgrundlage rund 800 Millionen DM betragen. 

Dabei handelt es sich nicht um staatliche Einnahmen, sondern 
um Mittel, die von der nach § 4 des Ausbildungsplatzförderungs- 
gesetzes zuständigen Stelle ausschließlich für die in § 2 Abs. 2 
des Ausbilidungsplatzförderungsgesetzes bezeichneten Zwecke 
verwendet werden dürfen. 


Bonn, den 22. November 1976 
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